
1. Die Gesetzesgrundlage: gemäß BayEUG (2014) 
 
Art. 2 Abs. 2      
 
 „Inklusiver Unterricht ist Aufgabe aller Schulen.“  
 

Art. 30a               

Zusammenarbeit von Schulen, kooperatives Lernen 

(1) 1 Die Schulen aller Schularten haben zusammenzuarbeiten. 2 Dies gilt insbesondere für Schulen im 
gleichen Einzugsbereich zur Ergänzung des Unterrichtsangebots und zur Abstimmung der 
Unterrichtszeiten. 3 Die Schulen stimmen sich beim Wechsel einer Schülerin oder eines Schülers an eine 
andere Schule ab. 4 Schulübergreifende Schulveranstaltungen können durchgeführt werden. 

(2) Die Zusammenfassung beruflicher Schulen innerhalb von beruflichen Schulzentren ist anzustreben. 

(3) 1 Schülerinnen und Schüler mit und ohne sonderpädagogischem Förderbedarf können gemeinsam in 
Schulen aller Schularten unterrichtet werden. 2 Die allgemeinen Schulen werden bei ihrer Aufgabe, 
Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf zu unterrichten, von den Förderschulen 
unterstützt. 

(4) Die Aufnahme von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf in den 
Förderschwerpunkten Sehen, Hören sowie körperliche und motorische Entwicklung in die allgemeine 
Schule bedarf der Zustimmung des Schulaufwandsträgers; die Zustimmung kann nur bei erheblichen 
Mehraufwendungen verweigert werden. 

(5) 1 Ein sonderpädagogischer Förderbedarf begründet nicht die Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
Schulart. 2 Schulartspezifische Regelungen für die Aufnahme, das Vorrücken, den Schulwechsel und die 
Durchführung von Prüfungen an weiterführenden Schulen bleiben unberührt. 3 Schülerinnen und Schüler 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf müssen an der allgemeinen Schule die Lernziele der besuchten 
Jahrgangsstufe nicht erreichen, soweit keine schulartspezifischen Voraussetzungen bestehen. 4 Die 
Festschreibung der Lernziele der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf durch 
einen individuellen Förderplan sowie den Nachteilsausgleich regeln die Schulordnungen. 5 Schülerinnen 
und Schüler, die auf Grund ihres sonderpädagogischen Förderbedarfs die Lernziele der Mittelschulen und 
Berufsschulen nicht erreichen, erhalten ein Abschlusszeugnis ihrer Schule mit einer Beschreibung der 
erreichten individuellen Lernziele sowie eine Empfehlung über Möglichkeiten der beruflichen Eingliederung 
und zum weiteren Bildungsweg. 

(6) 1 Die Zusammenarbeit zwischen Förderschulen und allgemeinen Schulen soll im Unterricht und im 
Schulleben besonders gefördert werden. 2 Sie wird unterstützt durch eine überörtliche Planung durch die 
Regierungen und Staatlichen Schulämter, soweit betroffen, im Einvernehmen mit den zuständigen 
Ministerialbeauftragten. 3 Die Schulaufsichtsbehörden arbeiten dabei mit den allgemeinen Schulen, 
Förderschulen und den Schulträgern sowie mit anderen Stellen und öffentlichen Einrichtungen, 
insbesondere mit der Jugendhilfe und der Sozialhilfe, zusammen. 

 

 

 



(7) Formen des kooperativen Lernens sind: 

1.Kooperationsklassen: 
In Kooperationsklassen der Grundschulen, Mittelschulen und Berufsschulen wird eine Gruppe von 
Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf zusammen mit Schülerinnen 
und Schülern ohne sonderpädagogischen Förderbedarf gemeinsam unterrichtet. Dabei erfolgt eine 
stundenweise Unterstützung durch die Mobilen Sonderpädagogischen Dienste. 

2.Partnerklassen: 
Partnerklassen der Förderschule oder der allgemeinen Schule kooperieren mit einer Partnerklasse 
der jeweils anderen Schulart. Formen des gemeinsamen, regelmäßig lernzieldifferenten Unterrichts 
sind darin enthalten. Gleiches gilt für Partnerklassen verschiedener Förderschularten. 

3.Offene Klassen der Förderschule: 
In offenen Klassen der Förderschule, in denen auf der Grundlage der Lehrpläne der allgemeinen 
Schule unterrichtet wird, können Schülerinnen und Schüler ohne sonderpädagogischen 
Förderbedarf unterrichtet werden. Voraussetzung ist, dass kein Mehrbedarf hinsichtlich des 
benötigten Personals und der benötigten Räume entsteht. Im Rahmen der zur Verfügung stehenden 
Mittel können die Schulaufsichtsbehörden bei Förderzentren mit den Förderschwerpunkten Sehen, 
Hören oder körperliche und motorische Entwicklung in Abweichung von Satz 2 Schülerinnen und 
Schüler ohne Förderbedarf bis zu 20 v.H. der vom Staatsministerium festgelegten Schülerhöchstzahl 
je Klasse bei der Klassenbildung berücksichtigen. 

(8) 1 Die Schülerinnen und Schüler können sich in ihrem sozial- oder jugendhilferechtlichen Hilfebedarf 
durch Schulbegleiterinnen oder Schulbegleiter nach Maßgabe der hierfür geltenden Bestimmungen 
unterstützen lassen. 2 Bei mehreren Kindern und Jugendlichen in Kooperationsklassen, die ständig auf 
fremde Hilfe angewiesen sind, können Erziehung und Unterricht pflegerische Aufgaben enthalten. 

(9) 1 Kooperations- und Partnerklassen sollen auf Anregung der Erziehungsberechtigten bei 
entsprechendem Bedarf mit Zustimmung der beteiligten Schulaufwandsträger und der beteiligten Schulen 
eingerichtet werden, wenn dies organisatorisch, personell und sachlich möglich ist. 2 Elternbeiräte der 
beteiligten Schulen sind anzuhören. 3 Sind unterschiedliche Förderschwerpunkte betroffen, bestimmt die 
zuständige Regierung in Abstimmung mit dem zuständigen Schulamt die für die sonderpädagogische 
Förderung zuständige Förderschule oder die zuständigen Förderschulen. 

  

Art. 30b 

Inklusive Schule 

(1) Die inklusive Schule ist ein Ziel der Schulentwicklung aller Schulen. 

(2) 1 Einzelne Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die die allgemeine Schule, 
insbesondere die Sprengelschule, besuchen, werden unter Beachtung ihres Förderbedarfs unterrichtet. 
2 Sie werden nach Maßgabe der Art. 19 und 21 durch die Mobilen Sonderpädagogischen Dienste 
unterstützt. 3 Art. 30a Abs. 4, 5 und 8 Satz 1 gelten entsprechend. 

(3) 1 Schulen können mit Zustimmung der zuständigen Schulaufsichtsbehörde und der beteiligten 
Schulaufwandsträger das Schulprofil ,Inklusion’ entwickeln. 2 Eine Schule mit dem Schulprofil ,Inklusion’ 
setzt auf der Grundlage eines gemeinsamen Bildungs- und Erziehungskonzepts in Unterricht und 
Schulleben individuelle Förderung im Rahmen des Art. 41 Abs. 1 und 5 für alle Schülerinnen und Schüler 
um; Art. 30a Abs. 4 bis 6 gelten entsprechend. 3 Unterrichtsformen und Schulleben sowie Lernen und 



Erziehung sind auf die Vielfalt der Schülerinnen und Schüler mit und ohne sonderpädagogischem 
Förderbedarf auszurichten. 4 Den Bedürfnissen der Kinder und Jugendlichen mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf wird in besonderem Maße Rechnung getragen. 5 Das Staatsministerium wird ermächtigt, das 
Nähere durch Rechtsverordnung zu regeln. 

(4) 1 In Schulen mit dem Schulprofil ,Inklusion’ werden Lehrkräfte der Förderschule in das Kollegium der 
allgemeinen Schule eingebunden und unterliegen den Weisungen der Schulleiterin oder des Schulleiters; 
Art. 59 Abs. 1 gilt entsprechend. 2 Die Lehrkräfte der allgemeinen Schule gestalten in Abstimmung mit den 
Lehrkräften für Sonderpädagogik und gegebenenfalls weiteren Fachkräften die Formen des gemeinsamen 
Lernens. 3 Die Lehrkräfte für Sonderpädagogik beraten die Lehrkräfte, die Schülerinnen und Schüler sowie 
die Erziehungsberechtigten und diagnostizieren den sonderpädagogischen Förderbedarf. 4 Sie fördern 
Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf und unterrichten in Klassen mit 
Schülerinnen und Schülern ohne und mit sonderpädagogischem Förderbedarf. 5 Der fachliche Austausch 
zwischen allgemeiner Schule und Förderschule ist zu gewährleisten. 6 Hinsichtlich der möglichen 
Unterstützung durch Schulbegleiterinnen und Schulbegleiter gilt Art. 30a Abs. 8 Satz 1 entsprechend; sind 
mehrere Schülerinnen und Schüler einer Klasse pflegebedürftig, gilt Art. 30a Abs. 8 Satz 2 entsprechend. 

(5) 1 Für Schülerinnen und Schüler mit sehr hohem sonderpädagogischen Förderbedarf können in Schulen 
mit dem Schulprofil ,Inklusion’ Klassen gebildet werden, in denen sie im gemeinsamen Unterricht durch 
eine Lehrkraft der allgemeinen Schule und eine Lehrkraft für Sonderpädagogik unterrichtet werden. 2 Die 
Lehrkraft für Sonderpädagogik kann durch sonstiges Personal unterstützt bzw. teilweise nach Maßgabe der 
Art. 60 Abs. 2 Sätze 1 und 2 ersetzt werden. 3 Diese Klassen bedürfen der Zustimmung des 
Schulaufwandsträgers und der Regierung. 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



2. Ergänzungen und Definitionen 
 
 
Mit der UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) und der Neufassung  
des Bayerischen Erziehungs- und Unterrichtsgesetzes (BayEUG) ist Inklusion 
die verbindliche Aufgabe aller Schulen und Schularten sowie aller Bildungseinrichtungen. 
Die Umsetzung von Inklusion im bayerischen Bildungswesen entwickelt sich schrittweise 
in einem gesamtgesellschaftlichen Dialog. Eltern, Schülerinnen und Schüler, 
Lehrkräfte, Schulen, Schulträger, Verbände und Behindertenvertretungen sind bei 
der Konzeption und der Umsetzung inklusiver Bildung einbezogen. 
In Bayern wurde mit der Reform des BayEUG im Jahr 2003 der Zugang zur allgemeinen 
Schule für die meisten Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf rechtlich ermöglicht. Dabei wurden bereits verschiedene Formen des 
gemeinsamen Unterrichts von Kindern und Jugendlichen mit und ohne sonderpädagogischen 
Förderbedarf entwickelt. 
Der am 28. März 2011 vorgelegte Entwurf zur Änderung des Bayerischen Gesetzes 
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen zum Thema Umsetzung der 
UN-Behindertenrechtskonvention im bayerischen Schulwesen (Inklusion) gliedert 
sich inhaltlich wie folgt: 
Teil 1: Die Fortführung und Weiterentwicklung der bewährten Formen kooperativen 
Lernens werden in Art. 30a BayEUG des vorliegenden Gesetzentwurfs ausgeführt. 
Teil 2: Die inklusive Schule eröffnet durch Art. 30b Bay-EUG neue Rahmenbedingungen 
zur flexibleren Ausgestaltung inklusiver Schullandschaften bis hin zur Schule 
mit dem Schulprofil „Inklusion“ (ggf. mit Klassen mit festem Lehrertandem nach Art. 
30b Abs. 5 BayEUG). 
Neu ist der grundsätzlich gleichberechtigte Zugang zu allen Schulen aller Schularten 
vor Ort. Die Voraussetzungen der jeweiligen Schulart müssen erfüllt sein (differenziertes 
Schulwesen). Davon kann nur abgesehen werden, wenn die Entwicklung des 
Kindes gefährdet ist, die Rechte von Mitgliedern der Schulgemeinschaft erheblich 
beeinträchtigt werden oder der Schulaufwandsträger wegen erheblicher Mehraufwendungen 
nicht zustimmt. Die bisherige Voraussetzung der aktiven Teilnahme entfällt. 
Neu ist auch, dass sich Schulen mit Zustimmung der zuständigen Schulaufsichtsbehörde 
und dem Schulaufwandsträger das Schulprofil „Inklusion“ geben können. 
 
 
Die Entwicklung inklusiver Schulen im Verbund kooperativer Lernformen 
 
1. Kooperationsklassen 
2. Partnerklassen (ehemals Außenklassen) 
3. Offene Klassen der Förderschule 
4. Inklusion einzelner Schülerinnen und Schüler 
5. Schulen mit dem Schulprofil „Inklusion“ 
 
Vorrangiges Ziel der Schulentwicklung aller Schulen ist die inklusive Schule. Dies 
bedeutet eine besondere Beachtung der erweiterten Heterogenität und Würdigung 
der Vielfalt aller Schülerinnen und Schüler. 
Eine inklusive Schule ermöglicht die bestmögliche Förderung von einzelnen Schülerinnen 
und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf in der Sprengelschule, 
realisiert gemeinsames Lernen in Gruppen- und Klassenstrukturen und hat darüber 
hinaus die gesamte Schule als Lern- und Lebensraum für alle Kinder und Jugendlichen 
mit und ohne sonderpädagogischen Förderbedarf im Blick. 
Es ist Aufgabe der qualitätsvollen Schulentwicklung, Schülerinnen und Schüler mit 
unterschiedlichen Begabungen, Lernvoraussetzungen und mit verschiedener Sozialisation 



in der Organisation und Gestaltung von Lernprozessen zu unterstützen. Mit 
der Akzeptanz von Heterogenität geht die Forderung nach einem Unterricht einher, 
der sich durch ein hohes Maß an individualisierenden Lernmöglichkeiten auszeichnet. 
Die inklusive Schule entspricht damit dem Leitprinzip des bayerischen Bildungswesens: 
Begabungsgerechte individuelle Förderung aller Schülerinnen und Schüler. 
Somit kann die inklusive Schule in besonderer Weise eine Antwort auf die 
UN-Behindertenrechtskonvention geben. 
Viele Schulen haben sich bereits im Sinne einer inklusiven Entwicklung auf 
den Weg gemacht. Die bisherigen Formen (siehe Art. 30a BayEUG-E) und insbesondere 
die Schule mit dem Schulprofil „Inklusion“ (siehe Art. 30b 
Bay-EUG-E) können eine prozesshafte Umsetzung hin zu einer inklusiven 
Schullandschaft grundlegen. 
 
1.   Kooperationsklassen (Art. 30a Abs.7 Nr. 1 BayEUG) 
In den langjährig bewährten Kooperationsklassen der Grund-, Haupt-/Mittelschulen 
sowie der Berufsschulen werden Schülerinnen und Schüler mit unterschiedlichen 
Förderschwerpunkten in Unterricht und Erziehung nachhaltig gefördert. Dies gilt im 
Grundsatz für alle Förderschwerpunkte. Die bisherige Praxis zeigt jedoch, dass vor 
allem die Förderschwerpunkte Sprache, Lernen sowie emotionale und soziale Entwicklung 
gut eingebunden werden können. Eine spezifische pädagogische Ausrichtung 
von Kooperationsklassen für die Förderschwerpunkte Hören und Sehen gilt es 
weiter zu entwickeln. Dabei erfolgt eine stundenweise Unterstützung durch die Mobilen 
Sonderpädagogischen Dienste (MSD). 
Merkmal der Kooperationsklasse ist der durchgängig gemeinsame Unterricht in allen 
Fächern. Dies erfordert eine qualitative und quantitative Anpassung der Unterrichtsund 
Förderangebote an die individuellen Bildungs- und Erziehungsbedarfe der Schülerinnen 
und Schüler („Lernzieldifferenz“). 
Diese flächendeckende Form kooperativen Lernens wird weiterhin einen  hohen Stellenwert 
für das gemeinsame Lernen von Schülerinnen und Schülern mit und ohne 
Förderbedarf einnehmen. 
Im Zuge der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention wird es in allen Jahrgangsstufen 
Schülerinnen und Schüler geben, die besonderer Förderung bedürfen. 
Deshalb bleibt es eine wichtige Herausforderung, den MSD fachlich zu qualifizieren, 
auszubauen und die bedarfsorientierten Strukturen für den Einsatz des MSD immer 
wieder neu zu reflektieren. 
 
2.   Partnerklassen (ehemals Außenklassen) (Art. 30a Abs.7 Nr. 2 BayEUG) 
Das Angebot der bisherigen „Außenklassen“ bekommt im aktuellen Gesetzentwurf 
als „Partnerklasse“ eine besondere Prägung durch die Betonung des partnerschaftlichen 
Miteinanders in Unterricht und Schulleben. 
Partnerklassen der Förderschule oder der allgemeinen Schule kooperieren eng mit 
einer Klasse der jeweils anderen Schulart. Formen des gemeinsamen, regelmäßig 
lernzieldifferenten Unterrichts sind darin enthalten. Gleiches gilt für Partnerklassen 
verschiedener Förderschulformen. 
Auch in weiterführenden Schulen wie Gymnasien und Realschulen sowie in Berufsschulen 
ist diese Konzeption eine Chance, sich der Herausforderung kooperativen 
Lernens in heterogenen Lerngruppen zu stellen. Partnerklassen von Seiten der Förderschulen 
werden überwiegend für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf im Förderschwerpunkt geistige Entwicklung (und Mehrfachbehinderung) 
gebildet. 
Gemäß des pädagogischen Grundsatzes, soviel gemeinsamer Unterricht wie möglich, 
soviel individuelle Förderung wie nötig, entsteht in diesen Begegnungen eine 
Atmosphäre der gegenseitigen Anerkennung und Wertschätzung. 



 
 
1. Offene Klassen der Förderschule (Art. 30a Abs. 7 Nr.3  BayEUG) 
In offenen Klassen der Förderschule, in denen auf der Grundlage der Lehrpläne der allgemeinen Schule 
unterrichtet wird, können Schülerinnen und Schüler ohne sonderpädagogischen Förderbedarf unterrichtet 
werden. Voraussetzung ist, dass kein Mehrbedarf hinsichtlich des benötigten Personals und der benötigten 
Räume entsteht. Im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel können die Schulaufsichtsbehörden bei 
Förderzentren mit den Förderschwerpunkten Sehen, Hören oder körperliche und motorische Entwicklung 
in Abweichung von Satz 2 Schülerinnen und Schüler ohne Förderbedarf bis zu 20 v.H. der vom 
Staatsministerium festgelegten Schülerhöchstzahl je Klasse bei der Klassenbildung berücksichtigen. 
 
2. Inklusion einzelner Schülerinnen und Schüler (Art. 30b Abs. 2 BayEUG) 
Einzelne Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die die 
allgemeine Schule, insbesondere die Sprengelschule, besuchen, werden  unter Beachtung 
ihres individuellen Förderbedarfs unterrichtet. Sie werden durch die Mobilen 
Sonderpädagogischen Dienste (MSD) und ggf. außerschulische sonstige Unterstützungssysteme 
begleitet. Darüber hinaus öffnet sich die gesamte Schulfamilie für die 
Thematik „Inklusion“. 
 
4.   Schulen mit dem Schulprofil „Inklusion“ (Art. 30b Abs.3 bis 5 BayEUG) 
Neben den genannten kooperativen Lernformen und der Inklusion einzelner Schülerinnen 
und Schüler sieht der Gesetzentwurf in Form der Schule mit dem Schulprofil 
„Inklusion“ eine neue Ausrichtung vor: die Entwicklung einer ganzen Schule als System 
mit dem Ziel Inklusion. Eine Schule mit dem Schulprofil „Inklusion“ setzt auf der 
Grundlage eines gemeinsamen Bildungs- und Erziehungskonzepts in Unterricht und 
Schulleben individuelle Förderung für alle Schülerinnen und Schüler um. Unterrichtsformen 
und Schulleben, sowie Lernen und Erziehung sind auf die Vielfalt der Schülerinnen 
und Schüler mit und ohne sonderpädagogischen Förderbedarf auszurichten. 
Den Bedürfnissen der Kinder und Jugendlichen mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
wird in besonderem Maße Rechnung getragen. 
In Schulen mit dem Schulprofil „Inklusion“ wird Lehrpersonal der Förderschule in das 
Kollegium der allgemeinen Schule eingebunden und unterliegt den Weisungen der 
Schulleiterin oder des Schulleiters der allgemeinen Schule. Die Lehrkräfte der allgemeinen 
Schule gestalten in Abstimmung mit dem Lehrpersonal für Sonderpädagogik 
und gegebenenfalls weiteren Fachkräften die Formen des gemeinsamen Lernens. 
Die Lehrkräfte für Sonderpädagogik beraten die Lehrkräfte, die Schülerinnen und 
Schüler sowie die Erziehungsberechtigten und diagnostizieren den sonderpädagogischen 
Förderbedarf (Förderdiagnostischer Bericht). Diese fachliche Entscheidung ist 
Grundlage für den Einsatz von zwei Lehrkräften in einer Klasse (siehe Art. 30b Abs. 
5 BayEUG). Ein Förderdiagnostischer Bericht wird darüber hinaus gemäß der Intentionen 
der inklusiven Schule zur Grundlage der diagnosegeleiteten Förderung und 
des individuellen Förderplans. Er wird von der Lehrkraft für Sonderpädagogik an der 
Profilschule erstellt und beschreibt den sonderpädagogischen Förderbedarf. Die 
Schülerinnen und Schüler, Eltern und ggf. außerschulische Fachkräfte werden angemessen 
einbezogen; die datenschutzrechtlichen Bestimmungen sind dabei zu beachten. 
Inklusive Bildung und Erziehung hat Schülerinnen und Schüler mit und ohne 
sonderpädagogischen Förderbedarf besonders im Blick. Zugleich müssen die Entwicklungsbereiche 
des Schülers / der Schülerin umschrieben werden, bei denen pädagogischer 
Handlungsbedarf im Hinblick auf ihre Beeinträchtigungen oder Behinderungen 
besteht. 
Das Lehrpersonal für Sonderpädagogik fördert Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf aller Förderschwerpunkte und unterrichtet in Klassen mit Schülerinnen und Schülern  
ohne und mit sonderpädagogischem Förderbedarf. 



Der fachliche Austausch zwischen allgemeiner Schule und Förderschule ist zu 
gewährleisten. 
Schulen können mit Zustimmung der zuständigen Schulaufsichtsbehörde und der 
beteiligten Schulaufwandsträger das Schulprofil „Inklusion“ entwickeln. Das Schulprofil 
„Inklusion“ wird nur im Einvernehmen mit dem Schulforum und/oder Elternbeirat 
eingerichtet und beruht daher auf dem breiten Konsens der Schulfamilie. 
 
Tandemklassen (Art. 30b Abs.5 BayEUG) 
1 Für Schülerinnen und Schüler mit sehr hohem sonderpädagogischen Förderbedarf können in Schulen mit 
dem Schulprofil ,Inklusion’ Klassen gebildet werden, in denen sie im gemeinsamen Unterricht durch eine 
Lehrkraft der allgemeinen Schule und eine Lehrkraft für Sonderpädagogik unterrichtet werden. 2 Die 
Lehrkraft für Sonderpädagogik kann durch sonstiges Personal unterstützt bzw. teilweise nach Maßgabe der 
Art. 60 Abs. 2 Sätze 1 und 2 ersetzt werden. 3 Diese Klassen bedürfen der Zustimmung des 
Schulaufwandsträgers und der Regierung. 
 

      3.Weitere Definitionen und Erläuterungen, entnommen dem Bay. EUG 

Sonderpädagogischer Förderbedarf:  

(BayEUG Art. 41) 

(1) 1 Schulpflichtige mit sonderpädagogischem Förderbedarf erfüllen ihre Schulpflicht durch den Besuch der 
allgemeinen Schule oder der Förderschule. 2 Die Förderschule kann besucht werden, sofern die Schülerin 
oder der Schüler einer besonderen sonderpädagogischen Förderung bedarf, ansonsten nur im Rahmen der 
offenen Klassen nach Art. 30a Abs. 7 Nr. 3. 3 Die Erziehungsberechtigten entscheiden, an welchem der im 
Einzelfall rechtlich und tatsächlich zur Verfügung stehenden schulischen Lernorte ihr Kind unterrichtet 
werden soll; bei Volljährigkeit und Vorliegen der notwendigen Einsichtsfähigkeit entscheiden die 
Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf selbst. 

(2) Schulpflichtige, die sich wegen einer Krankheit längere Zeit in Einrichtungen aufhalten, an denen 
Schulen oder Klassen für Kranke gebildet sind, haben die jeweilige Schule oder Klasse für Kranke zu 
besuchen, soweit dies nicht aus medizinischen Gründen ausgeschlossen ist. 

(3) 1 Die Erziehungsberechtigten eines Kindes mit festgestelltem oder vermutetem sonderpädagogischem 
Förderbedarf sollen sich rechtzeitig über die möglichen schulischen Lernorte an einer schulischen 
Beratungsstelle informieren. 2 Zu der Beratung können weitere Personen, z. B. der Schulen, der Mobilen 
Sonderpädagogischen Dienste sowie der Sozial- oder Jugendhilfe, beigezogen werden. 

(4) 1 Die Erziehungsberechtigten melden ihr Kind unter Beachtung der schulartspezifischen Regelungen für 
Aufnahme und Schulwechsel (Art. 30a Abs. 5 Satz 2, Art. 30b Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 Satz 2) an der 
Sprengelschule, einer Schule mit dem Schulprofil ,Inklusion’ oder an der Förderschule an. 2 Die Aufnahme 
an der Förderschule setzt die Erstellung eines sonderpädagogischen Gutachtens voraus. 3 Sofern nach 
Einschätzung der Schule ein Ausnahmefall des Abs. 5 vorliegt oder die Voraussetzungen der Art. 30a Abs. 4, 
Art. 30b Abs. 2 Satz 3 und Abs. 3 Satz 2 oder Art. 43 Abs. 2 und 4 nicht erfüllt sind, unterrichtet die Schule 
die Erziehungsberechtigten darüber, das Kind nicht aufzunehmen. 

(5) Kann der individuelle sonderpädagogische Förderbedarf an der allgemeinen Schule auch unter 
Berücksichtigung des Gedankens der sozialen Teilhabe nach Ausschöpfung der an der Schule vorhandenen 
Unterstützungsmöglichkeiten sowie der Möglichkeit des Besuchs einer Schule mit dem Schulprofil 
,Inklusion’ nicht hinreichend gedeckt werden und 

 



          1. 
ist die Schülerin oder der Schüler dadurch in der Entwicklung gefährdet oder 

2. 
beeinträchtigt sie oder er die Rechte von Mitgliedern der Schulgemeinschaft erheblich, 

besucht die Schülerin oder der Schüler die geeignete Förderschule. 

(6) 1 Kommt keine einvernehmliche Aufnahme zustande, entscheidet die zuständige Schulaufsichtbehörde 
nach Anhörung der Erziehungsberechtigten und der betroffenen Schulen über den schulischen Lernort. 
2 Sie kann ihre Lernortentscheidung auch zeitlich begrenzt aussprechen. 3 Das Nähere einschließlich der 
Einholung eines sonderpädagogischen, ärztlichen oder schulpsychologischen Gutachtens sowie der 
Beauftragung einer Fachkommission regeln die Schulordnungen. 

(7) 1 Über eine Zurückstellung von Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf entscheidet die 
Grundschule oder die Förderschule, sofern das Kind dort angemeldet wurde. 2 Die Grundschule kann sich 
von der Förderschule beraten lassen. 3 Eine zweite Zurückstellung von der Aufnahme kann nur in 
besonderen Ausnahmefällen erfolgen; sie kann mit Empfehlungen zur Förderung verbunden werden. 4 Die 
Förderschule ist zu beteiligen, sofern die Grundschule die von den Erziehungsberechtigten gewünschte 
Zurückstellung ablehnt oder die Erziehungsberechtigten eine zweite Zurückstellung beantragen. 5 Das 
Nähere bestimmen die Schulordnungen. 

(8) 1 Für Schülerinnen oder Schüler, die nach Art. 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchst. a oder im Rahmen des Art. 
30a Abs. 7 Nr. 3 die Jahrgangsstufe 1 A besuchen, endet die Vollzeitschulpflicht nach zehn Schuljahren. 
2 Für Schülerinnen und Schüler mit dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung, die ein Förderzentrum 
mit dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung besuchen, endet die Vollzeitschulpflicht nach zwölf 
Schuljahren, sofern sie nicht bereits auf anderem Weg erfüllt wurde; Art. 39 Abs. 4 Satz 1 Nrn. 2 und 3 
gelten entsprechend. 3 Bei Schülerinnen und Schülern mit dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung, 
die die Berufsschulstufe nach Art. 20 Abs. 2 Satz 1 Buchst. c besuchen, kann die Schulleiterin oder der 
Schulleiter die Vollzeitschulpflicht ab Jahrgangsstufe 12 beenden, um die Teilnahme der Schülerin oder des 
Schülers an Maßnahmen der Arbeitsverwaltung zu ermöglichen; die Schülerin oder der Schüler wird durch 
diese Beendigung berufsschulpflichtig. 

(9) 1 Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die den erfolgreichen Abschluss 
der Mittelschule, den qualifizierenden Abschluss der Mittelschule oder den erfolgreichen Abschluss ihrer 
Förderschulform nicht erreicht haben, dürfen über das Ende der Vollzeitschulpflicht hinaus auf Antrag der 
Erziehungsberechtigten die Schule bis zu zwei weitere Schuljahre, in besonderen Ausnahmefällen nach 
Entscheidung der Schulaufsichtsbehörde auch ein drittes Jahr besuchen. 2 Art. 38 Satz 2 und Art. 53 Abs. 7 
Satz 3 gelten entsprechend. 

(10) 1 Für die Berufsschulpflicht der Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf gilt 
Art. 39, für die Berufsschulberechtigung Art. 40 entsprechend. 2 Nicht mehr Berufsschulpflichtige sind nach 
Maßgabe der Schulordnung zum Besuch der Berufsschule zur sonderpädagogischen Förderung berechtigt, 
wenn sie an einer berufsvorbereitenden Maßnahme der Arbeitsverwaltung teilnehmen oder ein 
Berufsvorbereitungsjahr besuchen wollen. 3 Umschülerinnen und Umschüler haben das Recht, am 
Unterricht der Berufsschule zur sonderpädagogischen Förderung teilzunehmen, sofern ein solcher 
Unterricht für Schulpflichtige eingerichtet ist. 4 Die Berufsschulpflicht für Schülerinnen und Schüler mit dem 
Förderschwerpunkt geistige Entwicklung ist durch den mindestens zwölfjährigen Besuch des 
Förderzentrums, einschließlich Berufsschulstufe, erfüllt. 

(11) 1 Schulpflichtige können nach Maßgabe der Abs. 1 und 5 auf Antrag der Schulleiterin oder des 
Schulleiters der besuchten Schule oder auf Antrag der Erziehungsberechtigten, bei Volljährigkeit auf 
eigenen Antrag, an eine Förderschule oder an eine allgemeine Schule überwiesen werden. 2 Vor der 



Entscheidung findet eine umfassende Beratung der Erziehungsberechtigten bzw. der volljährigen Schülerin 
oder des volljährigen Schülers statt. 3 Abs. 6 gilt entsprechend; es entscheidet die Schulaufsichtsbehörde 
der bislang besuchten Schule. 4 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend für die Überweisung von einer 
Förderschulform in eine andere Förderschulform. 

Mobile Sonderpädagogische Dienste:  

(BayEUG Art. 21) 

(1) 1 Die Mobilen Sonderpädagogischen Dienste unterstützen die Unterrichtung von Schülerinnen und 
Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die nach Maßgabe des Art. 41 eine allgemeine Schule 
besuchen können; sie können auch an einer anderen Förderschule eingesetzt werden, wenn eine Schülerin 
oder ein Schüler in mehreren Förderschwerpunkten sonderpädagogischen Förderbedarf hat und vom 
Lehrpersonal der besuchten Förderschule nicht in allen Schwerpunkten gefördert werden kann. 2 Mobile 
Sonderpädagogische Dienste diagnostizieren und fördern die Schülerinnen und Schüler, sie beraten 
Lehrkräfte, Erziehungsberechtigte und Schülerinnen und Schüler, koordinieren sonderpädagogische 
Förderung und führen Fortbildungen für Lehrkräfte durch. 3 Mobile Sonderpädagogische Dienste werden 
von den nächstgelegenen Förderschulen mit entsprechendem Förderschwerpunkt geleistet, soweit nicht 
nach Art. 30a Abs. 9 Satz 3 etwas anderes durch die Regierung bestimmt wurde. 

(2) Für die Fördermaßnahmen können einschließlich des anteiligen Lehrerstundeneinsatzes je Schülerinnen 
und Schüler in der besuchten allgemeinen Schule im längerfristigen Durchschnitt nicht mehr Lehrerstunden 
aufgewendet werden, als in der entsprechenden Förderschule je Schülerinnen und Schüler eingesetzt 
werden. 
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